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Wirth über die „neue“ politiſche Lage
Sozialiſtiſche Pöbeleien im Ueber

wachungsausſchuß
b. Berlin, 12. September.

Der heute morgen um zehn Uhr zuſammengetretene Ueber
wachungsausſchuß des Reichstages beſchäftigte ſich
mit der Entſchließung des bayeriſchen Landtagsausſchuſſes über
die Geſtaltung der Ausnahmeverordnung.

Abg. Dr. Beyerle (Bayer. Vp.) kennzeichnete in e Aus
enn en die augenblickliche Lage der bayeriſchen Kriſis,en Juyart der Kompromißver handlungen
zwiſchen der Reichsregierung und einer baheriſchen Vertretung
vom vergangenen Miltwoch (7. September), wonach der Wort-
laut der Verordnung des Reichspräſidenten vom 29. Auguſt
19021 einer erneuten revidierten Faſſung unter
zogen werden ſolle. Ueber das des Berliner Kom-
promiſſes hinaus verlange der v usſchuß des bayeriſchen
Landtags durch die Mehrheit ſeiner litionsparteien nach zwei
Richtungen hin noch ein weiteres Entgegenkommen ſeitens der
Reichsregierung. Durch Abänderung des Paragraph 4 der Ver
ordnung ſollten jetzt für die Verbote der Zeitungen uſw. die
Landeszentralbehörden und die von ihnen betrauten Stellen zu
ſtändig ſeien, d. h. die Exekution der Verbote ſollte in größtem
Umfange den Ländern überlaſſen bleiben. Bezüglich Paragraph 7
der Verordnung ſoll eine Beſchwerde gegen etwaige Verbote
dem Oberſten Gericht des Landes vorzulegen ſern.

Grund dieſes Verlangens ſei die in Bahern allgemein ver-
breitete Befürchtung einer Beeinträchtigung der
bayeriſchen Polizeigewalt. Der Ernſt der Situation
ergebe ſich aus der Tatſache, daß die neuerlichen Münchener For-
derungen von ſämtlichen Parteien der bayeriſchen Koalition, ein
ſchließlich der Mittelpartei Deutſchnationalen Partei), geſtellt ſind
und daß ihnen ſelbſt die Vertreter der Mehrheitsſozial-
demokratie nicht widerſprochen haben. Es dürfe in
Berlin nicht vergeſſen werden, daß der übergroße Teil des
bayeriſchen Volkes noch heute den Ausnahmezuſtand für erforder-
lich, ſeine Aufhebung für gefährlich, die Jnſzenierung der Ver-
ordnung des Reichspräſidenten vom 29. Auguſt 1921 einſeitig
gegen rechts gerichtet, ihren Jnhalt überdies für den bayeriſchen
Staat, der bisher in eigenem Recht ſeinen Schutz gefunden hatte,
verletzend erachtet und die ganze Aktion als einen mit den Grund
ſätzen des Bundesſtaates nicht zu vereinbarenden Ein griff in
die Polizeihoheit der Länder empfindet. Der Fall

habe gelehrt, daß die Handhabung der Exekutive durch die Reichs
gewalt in einer dem Geſamtwohl abträglichen Weiſe politiſche
Erſchütterungen ſchwerſter Art ausgelöſt hat, die im vater-
ländiſchen Jntereſſe vermieden werden mußten.

Reichskanzler Dr. Wirth
erkennt an, daß Abg. Dr. Beyerle (Baher. Vp.) ſich bemüht
habe, in ſachlicher Darſtellung ein Bild von der Lage ſowohl in
Bayern wie im Reich zu geben; er habe auch einige Aus-
führungen gemacht, auf die er im Rahmen einer allgemeinen
Erörterung wohl eingehen könnte, die er aber zunächſt zurück-
ſtelle. Der Reichskanzler legt dar, daß die Faſſung des S A,
wie die Herren ſie nach München mitgebracht hätten, auf An
regung bayeriſcher Vertreter zurückgehe, aber in München keine
Annahme gefunden habe. Sie lautet:

Die Verbote und Beſchlagnahmen werden von
den Landeszentralbehörden und den von ihnen beſtimmten
Stellen aus eigener Entſchließung oder auf Erſuchen des
Reichsminiſters des Jnnern erlaſſen.

Glaubt die Landeszentralbehörde einem ſolchen Erſuchen
des Reichsminiſters des Jnnern nicht entſprechen zu
können, ſo hat ſie dieſes ſpäteſtens am zweiten Tage nach
Empfang des Erſuchens dem Reichsminiſter des Jnnern mit
zuteilen, der alsdann befugt iſt, die Anordnung ſelbſt zu
vhinen deren Durchführung den Landeszentralbehörden
obliegt.

Zur allgemeinen Lage glaube er nun J ſagen zu
können: Abg. Beyerle habe die Frage geſtellt: Wird heute die An
nahme der Forderungen der bayeriſchen Koalitionsparteien hier
zu erwarten ſein? Nun liegen offizielle Aeußerungen
der bayeriſchen Regierung, die insbeſondere auf eine
Fixierung der Wünſche dringen könnten, noch nicht vor. Er
habe ſich nur kurg mit dem bayeriſchen Geſandten, Herrn von
Freger, unterhalten können. Er nehme auch an, daß die
bayeriſchen Koalitionsparteien entweder von ſich
aus oder durch die Regierung neue Verhandlungen
ter eröffnen würden. Bisher ſei ihm ein Führer dieſer

Verhandlungen noch nicht genannt worden. Es ſei alſo ganz un
möglich, heute abſchließend dem Verlangen der bnaheriſchen
Koalitionsparteien zu entſprechen. Gegenüber einem Zuruf des
Abg. Dr. Beyerle, daß er das Wort „heute“ nicht gebraucht habe,
bemerkt der Reichskanzler, daß er ſich ſofort dieſes Wort notiert
und ſich gleich gedacht habe, daß das wohl ein Jrrtum ſein
müſſe. (Abg. Beyerle: Sicherlich!)

Der Reichskanzler fährt dann fort: Durch den Rücktritt des
Herrn Miniſterpräſidenten v. Kahr iſt eine neue politiſche

ation geſchaffen worden. dem Referat, das die bayeriſchen
erren uns eben durch den Mund des bayeriſchen Abgeordneten

Beyerle erſtattet haben und zu den Mitteilungen, die wir
den der bayeriſchen Regierung wohl noch offigiell bekommen
werden, wird die Reichsregierung Stellung nehmen müſſen. Jch
z e heute keinen Zweifel darüber, daß es uns nur er wünſcht

kann, daß wir raſch in eine ſolche Ausſprache mit dazu be
Haxren eintreten Können: wenn das noch heute ge

Mit Kahr ſolidariſch
w. München, 12. September.

Die Korreſpondenz Hoffmann meldet: Das Geſamt-
ſtaatsminiſterium hat in ſeiner heutigen Sitzung die
Lage erörtert. Schließlich iſt das Geſamtminiſterium
zurückgetreten. Nach S 46 der Verfaſſung führen die
Miniſter bis zur Bildung eines neuen Miniſteriums die
Geſchäfte weiter.

Die Bayeriſche Volkspartei-Korreſpondenz
erkennt bereits, daß es wohl nur einen Weg gibt, nämlich den:

Zurück zu Rahr!
Das geht aus der parteioffiziöſen Darſtellung der Bayeriſchen
Volksparteikorreſpondenz hervor, die von tiefer Erregung, Schmerz
und Trauer ſpricht. Das parteioffiziöſe Organ erklärt ausdrück-
lich, daß auch heute noch Kahr der Mann des Vertrauens der
Koalitionsparteien und der großen Mehrheit des bayeriſchen
Volkes iſt und hofft, daß er ſich in letzter Stunde zu dem großen
perſönlchen Opfer durchringen möge, auch fernerhin dem Lande
ſeine Dienſte zur Verfügung zu ſtellen, da die Gegenſätzlichkeiten
der Auffaſſung nicht ſo rieſengroß ſeien, daß ſie nicht überwunden
werden könnten. Das Organ der Bayeriſchen Volkspartei er-
klärt, daß die Abſtimmung der Bayeriſchen Volkspartei kein
Akt des Mißtrauens gegen Kahr war, ſondern daß ſie

nur aus dem Grunde gegen den Vorſchlag der Staatsregierung
erfolgte, weil die Bayeriſche Volkspartei glaubte, auf dieſem
Wege eher einen Ausgleich mit der Reichsregierung finden zu
können, Die Bayeriſche Volksparteikorreſpondenz verlangt ruhige
Nerven, es dürften nicht Parteiſuppen gekocht werden.
Die Kurzſichtigkeit der Reichsregierung wird als der Grrund der
ganzen ſchweren Kriſis, in die Bayern verwickelt worden iſt, be
zeichnet. Die Bahyeriſche Volksparteikorreſpondenz verlangt
ruhige, abwägende Einſicht auf allen Seiten. Aus dieſer Sach-
lage geht klar und deutlich hervor, daß die Bayeriſche Volkspartei
die beſte Löſung darin ſehen würde: „Zurück zu Kahr“.

ſchehen kann, iſt mir das erwünſchter, als wenn es erſt morgen
geſchieht. Jch bin auch durchaus der Auffaſſung, daß es im Hin
blick auf die letzthin geführten Verhandlungen nicht als un
möglich erſcheint, zu einer annehmbaren Z. zu
kommen. Ich betone aber noch einmal im Hinblick auf die hier
geführten Verhandlungen: Jch warte dieſe Beſprechung mit
baheriſchen Vertretern ab, um dem Ausſchuß hernach ſo ſchleunigſt
wie nur möglich und abſchließend die Stellung der Reichs
regierung mitteilen zu können.

Bayeriſcher Geſandter v. Preger glaubt, daß das Bild, das
der Herr Reichskanzler von der Verhandlung gegeben habe, in
dieſer Hinſicht doch etwas un vollſtändig ſei. Die Sache
war folgendermaßen Nachdem am vorigen Donnerstag allgemein
davon die Rede war, daß S 4 von der Reichsregierung entgegen
kommend geändert werden könnte, wurde von einer kleinen
juriſtiſchen Kommiſſion eine Faſſung des F 4 vorgenommen, die
in dem entſcheidenden Schlußſatz folgendermaßen lautet:
„Glaubt die Landeszentralbehörde einem ſolchen Erſuchen des
Reichsminiſters des Jnnern nicht entſprechen zu können, ſo hat
ſie ſpäteſtens am zweiten Tage nach Empfang des Erſuchens die
Entſcheidung des in S 7 vorgeſehenen Ausſchuſſes des Reichsrates
anzurufen.“

Der Vorſitzende der deutſchnationalen Fraktion

Staatsminiſter Hergt
befürwortete im Gegenſatz dazu warm die Entſchließung
der bayeriſchen Koalition, und zwar beſonders im Hin
blick auf die ungeheuer erregte Stimmung in weiten Kreiſen der
bayeriſchen Bevölkerung.

Abg. Hergt betonte, daß die Deutſchnationale
Volkspartei ſogar eher noch für die Forderung des
Herrn von Kahr eintreten möchte, da man es der bayeriſchen
Regierung überlaſſen müſſe, zu entſcheiden, in welchem Zeitpunkte
der Ausnahmezuſtand aufgehoben werden könne. Mit Rückſicht
jedoch auf die durch den Rücktritt Kahrs geſchaffene Lage
forderte Abg. Hergt von der Regierung energiſch eine Annahme
der Koalitionsentſchließung und mißbilligte die Zurück-
haltung des Reichskanzlers Wirth.

Im weiteren Verlauf der Sitzung kam es dann zu ſtür
miſchen Zwiſchenfällen zwiſchen den Unabhängigen und
den Deutſchnationalen. Der unabhängige Abgeordnete Ditt-
mann nannte die Deutſchnationale Volkspartei in ſeiner Rede
eine Mörderpartei.

Als die deutſchnationalen Vertreter dieſe Ausdrucksweiſe eine
Ver leumdung nannten, rief der Unabhängige Roſenfeld
dazwiſchen, ſie ſollten doch nicht ſo tun, als ob ſie nichts von der
Sache wüßten. Die deutſchnationalen Vertreter verlangten
daraufhin von dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes, Abg. Meer-
feld, Genugtuung für dieſe Beſchimpfung, ergielten aber mit

dieſem Verlangen nur das merkwürdige Ergebnis, daß o
unabhängigen Verleumder in Schutz genommen
wurden. Als Antwort auf dieſe „unparteiiſche“ Haltung des
Vorſitzenden verließen die deutſchnationalen Vertreter die
Sitzung.

Um 342 Uhr wird die Sitzung des Geſamtausſchuſſes auf
Donnerstag vormittag 10 Uhr vertagt, mit dem Recht des Vor
ſitzenden, falls die Verhandlungen zwiſchen der Reichsregierung
und Bayern noch nicht zum Abſchluß gelangt ſind, die Sitzung
darüber hinaus zu vertagen.

Der neue Regierungsentwurf
Das Kompromiß, das die Reichsregierung der bayeriſchen Re

gierung vorgelegt hat, beſteht in folgender neuer Faſſung
der Reichsverordnung vom 29. Auguſt: Auf Grund des
Artikels 48 der Verfaſſung des Deutſchen Reiches wird zur

der öffentlichen Ordnung und Sicherheit für
das deutſche Reichsgebiet folgendes vereinbart:

S 1. Periodiſche Druckſchriften, deren Jnhalt zur gewaltſamen Aenderung oder Beſeitigung der republitaniſch-demorra-

tiſchen Staatsform, deren Verfaſſung oder verfaſſungsmäßigen
Einrichtungen des Reiches oder eines ſeiner Länder, 43 Gewalt-
taten gegen Perſonen des öffentlichen Lebens, zum Ungehorſam
gegen die Geſetze oder reichsgültigen Verordnungen oder gegen
die innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen der
verfaſſungsmäßigen Behörden auffordert oder aufreizt, können
für die Dauer bis zu 14 Tagen verboten werden. Gleiches gilt
für periodiſche Druckſchriften, deren Jnhalt eine Billigung oderVerherrlichung ſolcher Handlungen darſtellt oder die verſaſunet-

mäßigen Organe und Einrichtungen des Staates in einer dem
inneren Frieden des Staates gefährdenden F. verächtlich
macht. Das Verbot kann auf die Dauer von 3 Monaten aus-
gedehnt werden, wenn die Druckſchrift nach vorherigem Verbot
nochmals gegen die Beſtimmungen des Abſatz 1 verſtößt. Das
Verbot gilt für das geſamte Reichsgebiet und umfaßt auch jede
angeblich neue Druckſchrift, die ſich ſichtlich als die alte darſtellt.

S 2. Eine Beſchlagnahme von W ohne rechtliche
Anordnung iſt außer in den Fällen Seite 28 Nr. 132 des Reichs-
geſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874 auch dann zuläſſig,
wenn der Jnhalt der Druckſchrift unter die Vorausſetzung eines
Verbots nach S 1 Abſatz 1 fällt.

S 3. Verſammlungen, Vereinigungen, Aufzüge und andereKundgebungen können außer den Fällen des Artikels 123 der

Reichsverfaſſung verboten werden, wenn die Beſorgnis begründet
iſt, daß in den Verſammlungen uſw. Erwägungen ſtattfinden, die
zur gewaltſamen Aenderung oder Beſeitigung der republikaniſch-
demokratiſchen Staatsform, deren Verfaſſung oder verfaſſungs-
mäßigen Einrichtungen des Reiches oder eines ſeiner Länder zu
Gewalttaten gegen Perſonen des öffentlichen Lebens, zum Un-
gehorſam gegen die Geſetze oder reichsgültigen Verordnungen
oder gegen die innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen An
ordnungen der verfaſſungsmäßigen Behörden aufreizen, ſolche
Handlungen billigen oder verherrlichen oder die verfaſſungs-
mäßigen Organe und Einrichtungen des Staates in einer dem
rer Frieden des Staates gefährdenden Weiſe verächtlich
machen.

S 4. Die Verbote und Beſchlagnahmungen
werden von den Landeszentralbehörden oder den von ihnen be
ſtimmten Stellen aus eigener Entſchließung oder auf Er-
ſuchen des Reichsminiſters des nnern erlaſſen.
Glaubt die Landeszentralbehörde einem ſolchen Erſuchen des
Reichsminiſters des Jnnern nicht entſprechen zu können, ſo hat
ſie dies ſpäteſtens am 2. Tage nach Empfang des Erſuchens dem
Reichsminiſter des Jnnern mitzuteilen, der alsdann befugt iſt,
die Anordnung ſelbſt zu erlaſſen, deren Durch
führung der Landeszentralbehörde obliegt.

S 5. Wer eine nach S 1 verbotene Druckſchrift herausgibt,
verlegt, druckt oder verbreitet, wird mit Geldſtrafe bis zu 500 000
Mark und mit Gefängnis oder mit einer dieſer Strafen belegt.

S 6. Wer eine nach S 3 verbotene Verſammlung uſw. ver-
anſtaltet oder in einer ſolchen verbotenen Verſammlung uſw. alsRedner auftritt, wird mit Geldſtrafe bis zu 500 000 Hart und

mit Gefängnis nicht unter einem Monat, wer an einer ſolchen ver
botenen Verſammlung uſw. teilnimmt, mit Geldſtrafe bis zu
ben Mark und mit Gefängnis oder mit einer dieſer Strafen
eſtraft.

8 7. Gegen ein Verbot nach Se 1 und 8 und eine Beſchlnahme nach S 2 iſt die Beſchwerde zuläſſig. Sie hat keine S
ſchiebende Wirkung. Die Beſchwerde iſt bei der Landeszentrai
behörde einzureichen, die ſie, falls ſie ihr nicht abhilft, un ver-
züglich dem vom Reichsrat beſtellten Ausſchuß
zur Entſcheidung vorlegt. Der Reichsrat wählt die Mit
glieder des Ausſchuſſes und ihre Stellvertreter aus ſeiner Mitte.
Der Ausſchuß entſcheidet in der Beſetzung von 7 Mitgliedern, die
nach eigener freier Ueberzeugung erkennen. Den Vorſitz führt
ohne Stimmrecht der Reichs miniſter des Jnnern oder
ein von ihm beſtimmter Stellvertreter.

Der Reichsminiſter des Jnnern erkäßi
die erforderlichen Ausführungsvorſchriften.

J O. Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ankündigungin Kraft und an Stelle der Verordnungen vom 29. und 80. an
1921, Reichsgeſetzblatt Seite 1239 und 1249.

Wenn die Reichsregierung die vorſtehenden Beſtim
gen mit dem wohlwollenden Namen Kompromißß be
zeichnet, ſo tut ſie ihrem Entwurf ſelber bitteres Unrecht
Denn hier liegt durchaus kein Kompromiß vor, ſondern es
handelt ſich darum, die Knebeluvaßngrardnung



knfach durchzuſetzen. Das geht beſonders klar aus
er Faſſung des S 4 hervor, die einen Einſpruch der Landes-
entralbehörde einfach illuſoriſch macht und ihn auf eine
loße Formalität beſchränkt, da die Entſcheidung doch immer

bei dem Reichsminiſter des Jnnern bleibt. Auch die Aus-
en werden nach 8 8 einſeitig von dem

eichsminiſter des Jnnern ohne irgend welche Einſchrän
kung durch Rückſichten auf die Einzelländer erlaſſen. Der
einzige Unterſchied, den dieſes „Kompromiß“ der Knebe-
lungsverordnung gegenüber aufweiſt, beſteht darin, daß die
Vertreter der republikaniſch- demokratiſchen Staatsform
durch „Perſonen des öffentlichen Lebens“ erſetzt worden ſind,
was in keiner Form irgend eine Klärung bedeutet. Was ſind
denn in dieſem Fall „Perſonen des öffentlichen Lebens“
überhaupt? Das „Kompromiß“ ſtellt alſo in keiner
Weiſe ein Entgegenkommen gegen die
Rechte Bayerns dar. Nimmt die bayeriſche Regierung
dieſen Vorſchlag an, dann iſt ſie allen Verſuchen gut.
die dahin abzielen, ihren autoritativen Kredit zu untergraben;
dann räumt ſie dem Miniſter des Jnnern Rechte ein, die von
ihrem Standpunkte aus geſehen ſehr bedenklich ſein müſſen.
Und daß Herr Dr. Gradnauer, ſelbſt dann, wenn man ihm
den allerbeſten Willen unterſtellt, nicht aus ſeiner Haut
herauskann, das zeigt die Behandlung der kommuniſti-
ſchen Blätter im Gegenſatz zu der der deutſchnationalen.

Staatsminiſter Hergt über die
ſozialiſtiſche Hetze

Jn der Sonnabend Abendausgabe des „B. T.“ veröffentlicht
Regierungsrat Dr. Weiß vom Polizeipräſidium Berlin einen Ar
tikel „Der politiſche Mord“, der ſich mit der Ermordung Erz-
bergers und den daraus enkſtandenen innerpolitiſchen Folgen be
ſchäftigt. Da immerhin der Jnhalt darauf ſchließen läßt, daß
dem erſ amtliches Material für ſeine Ausführungen
zur Verfügung geſtanden hat und da am Schluſſe Anregungen
egeben ſind, zu denen die Führer aller politiſchenFartelen Anlaß haben werden, alsbald Stellung zu nehmen,

hat ſich der „Tag“ ſofort an den Vorſitzenden der Deutſch
nationalen Volkspartei, Staatsminiſter Hergt, mit der Bitte ge
wandt, ſeine Anſicht über die Ausführungen des Regierungsrats
Dr. Weiß mitzuteilen. Staatsminiſter Hergt entſprach der
Bitte bereitwilligſt und äußerte ſich folgendermaßen:

Der Verfaſſer ſcheint mir von einer völlig einſeitigen Partei-
nahme auszugehen, wenn er die Sachlage ſo darzuſtellen ſucht,
als ob die angebliche Mordatmoſphäre es ſcheint dabei auch
an putſchiſtiſche Feer gedacht zu ſein auf Unternehmungen
rechtsgerichteter Kreiſe, die im Erzberger-Mord ihren erſten Aus

Allerdings wird dann
Druck Gegendruck erzeuge, ſo

druck gefunden hatten, zurückzuführen ſei.
an anderer Stelle r da
daß heute auch führende Perſönlichkeiten der Rechten durch Ge
walttaten von links bedroht erſcheinen. Jm r aber
wird doch die Schuld für die angeblich ſo bedrohliche Lage bei der
Rechten geſucht.

Niemand weiß bisher, auf welche Motive tatſächlich der Mord
an Erzberger zurückzuführen iſt. Damit entfällt aber die er
r aus dieſer Tat auf eine Mordatmoſphäre in rechtsgeri
teten Kreiſen zu ſchließen. Dagegen könnte allerdings die hem
mungsloſe Hetze, die ſeit dem Tode Erzbergers unter Mit-
ſchuld der Regierung gegen alle nationalgeſinnten Kreiſe eingeſetzt
hat, durchaus geeignet ſein, die Leidenſchaften ſo aufzupeitſchen,
daß daraus ahnſinnstaten geboren werden könnten. er
Deutſchnationalen Volkspartei iſt von irgendwelchen derartigen
Plänen nicht das geringſte bekannt geworden. Bei meiner Be
ſprechung mit dem Reichskanzler hat dieſer aber behauptet, tat
ſächliches Material dafür zu beſitzen, daß Gewalttaten in ultra
rechtsgerichteten Kreiſen für die nächſte Zeit geplant ſeien, ohne
damit allerdings die Deutſchnationale Volkspartei belaſten zu
wollen. Dieſe Behauptungen ſind uns in den letzten Tagen von
einer anderen Regierungsſtelle beſtätigt worden, wobei wiederum
hinzugefügt wurde, daß die Deutſchnationale Volkspartei mit
dieſen Plänen nichts zu tun habe. Ja, man glaube ſogar Grund
zu der Annahme zu haben, daß die betreffenden Kreiſe abſichtlich
unſere Partei im Unklaren hielten, re in dem Bewufztſein,
bei der Partei für ſolche Pläne nur ſchroffſte Abſage zu finden,
wenn man vielleicht auch glaube, durch vollendete Tatſachen auf
uns einwirken zu können. Der Reichskanzler hat an ſeine
Mitteilungen das dringende Erſuchen geknüpft, auch unſererſeits
mit allem Nachdruck unſeren Einfluß auf alle uns zugänglichen
Kreiſe geltend zu machen, um ſie von Rechtsbrüchen e
Auch Regierungsrat Dr. Weiß kommt zu dem Ergebnis, daß die
Atmoſphäre nur durch beruhigende Einwirkung der Führer aller
politiſchen Parteien gereinigt werden könne.

Von mir iſt ſchon bei meiner Rückſprache mit dem
Reichskanzler der Standpunkt eingenommen worden, daß

Roſe Ferron
Roman von Liesbet Dill, Halle a. S.

(Nachdruck verboten.

Viele Kameraden fühlten ſie nicht, ſie gähnten im
Kaſino, vertranken ihre Unruhe, verſpielten die Nächte und
nahmen es leicht. Der Rauſch umfängt phantaſievolle,
empfängliche Gemüter. Wie ein Zauber, wie ein Gift. Er
überließ ſich ihm

Er begann ihren Worten nachzuſinnen, gab ihnen auf
ſeinen einſamen Ritten eine beſondere Bedeutung, die ein
Bejahen ſeiner leidenſchaftlichen Fragen enthielt.

Der Sinn für landſchaftliche Schönheit ging ihm hier
auf. Er beſuchte Kathedralen, um den myſtiſchen Prunk auf
ſich wirken zu laſſen, und er wirkte auf ihn, obwohl er nicht
dieſer Kirche angehörte. Muſik, Theater, Konzerte, Geſell
ſchaften drängten ſich hier.

An einem heißen Juniſonntag traf ihn Frau Fenz, die
gerade zum Bahnhof ging. Er ſchloß ſich ihr an, die Hände
in den Taſchen ſeines Mantels vergraben, eine Zigarette im
Mund, die Mütze etwas ſchief geſetzt. „Sie ſehen ſo unter-
nehmend aus“, meinte Frau Fenz. „Jch fahre eben nach
Gorze, fahren Sie mit?“

Er fuhr mit. Und ſie verlebten einen Sonntag in dem
abgelegenen kleinen Städtchen. Gingen in eine Kirche, ſahen
ein altes verwahrloſtes Schloß in einem verwilderten Park,
das einem franzöſiſchen Bankier gehörte, der es weder be-
wohte noch verkaufte, und ſpeiſten bei Madame Habillon ein
endloſes Menü, das mit Krebſen anfing und mit Hummer
ſchloß. Dann ſetzten ſie ſich auf eine Wieſe, ins Heu, Frau
Fenz hielt Mittagsſchlaf, während Wilczeck dalag, in den
Himmel ſchaute und träumte.

Und er ſah ſie ihr Bild verfolgte ihn.
Nach jedem Feſt deklamierte Börner, und er hatte auch

e bei dem Liebesmahl wieder nach Mitternacht ange
angen in dem raucherfüllten Zimmer Verſe zu ſprechen.

Niemand hörte ihn zu, nur Wilezeck, der den Blick verſe
trunkenen Dichters auf ſich ruhen fühlte.

„Jch bin der Page von Hochburgund
und trage der Königin Schleppe.
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Die Unüberſichtlichkeit der Stenern
Die Steuergeſetze im Reichs-

wirtſchaftsrat
w. Verlin, 12. September.

Der vorläufige Reichswirtſchaftsrat bann heute
vormittag 11 Uhr ſeine zwanzigſte m Vorſitzender Edler
v. Braun betonte die Notwendigkeit, Beratung der
Steuergeſetze in dieſer Woche zu Ende zu führen.

Zum zweiten ſtellvertretenden Vorſitzenden wurde Ober-
bürgermeiſter Mitzlaff als Vertreter der Abeilung III mit 197
von 204 Stimmen gewählt. Bei der Kiernach folgenden Be-
ratung der Steuergeſetze wurden die inzwiſchen geſtellten Anträge
mit der Beratung verbunden. Zur Rennwettſteuer er-
ſtattete Schriftleiter Abg. Bernhard den Bericht des Reparations
ousſchuſſes. Während die Regierung die Steuer für den
Totaliſator auf 1635 Prozent, für die Buchmacher auf 10 Prozentfeſtſetzen will, beantragt der Uusſchuß ſie für den Totaliſator

auf 20, für die Buchmacher auf 14 Progent zu normieren. Ein
Antrag v. Braun will die Steuer gleichmäßig von beiden auf
20 Prozent feſtſetzen, da einem Rückgang der Totaliſatorergeb-
r vorgebeugt werden mü Abſtimmung wird dieo gen ntrage angenommen. Die
Totaliſatorſteuer wird auf 20 Prozent, die Buchmacherabgabe
ebenfalls auf 20 Prozent gemä Antrag v. Braun mit 107 gen
96 Stimmeen feſtgeſetzt. Nu folgt die Generaldebatte
zu den Steuergeſetzen. Ein Antrag Dr. Berthold, der
verlangt, daß ſämtliche Steuern als ein einheitliches Ganzes
verabſchiedet werden ſollten, wird angenommen. Oberbürger-
meiſter Mitzlaff beantvragt die Ausarbeitung von Vorſchlägen

eine neue Organiſation der Steuerbehördegeſtal, daß die Organiſation der Länder, Gemeinden und
anderer Selbſtverwaltungskörper für Reichszwecke nutzbar zu
machen ſind. Der Antrag wird angenommen. Arkeitgeberver-
treter Dr. Henkel beantragt, die Steuerbefreiung der
öffentlichen Körperſchaften, ſoweit ſie gewerbliche
Unternehmungen betreffen, zu ſtreichen. Der Antrag Henkel
wird an den Reparationsausſchuß verwieſen.

Dienstag 10 Uhr vormittags Weiterberatung. Schluß 2 Uhr
nachmittags,

d

Der Reichswirtſchaftsrat gibt zu dem Geſamtſtrauß der ihm
einzeln vorgelegten Steuervorlagen folgende Erklärungen ab:

1. Der Reichswirtſchaftsrat ſtellt als oberſten Grundſatz jeder
großen Steuergeſetzgebung überhaupt und im beſonderen der
egenwärtigen feſt, daß die Grenzen der Belaſtungs-fahigkert der Wirtſchaft im einzelnen unter Berückſichtigung

der geſamten öffentlichen Belaſtung zu ziehen ſind. Der Reichs
wirtſchaftsrat war bei ſeinen Beratungen nicht in der Lage,
dieſem Grundſatz gerecht zu werden und ſeine Gutachten be
ziehen ſich deshalb nur auf die einzelne Vorlage je für ſich

es in erſter Linie Sache der Regierung ſei, in dieſer Weiſe
vorzugehen, nachdem ihr bisheriges Verhalten zur ſchwerſten
Beunruhigung des Volkes weſentlich mit beige-
tragen habe. Jch habe es aber zugleich für n
erklärt, daß die Deutſchnationale Volkspartei ſich ihrerſeits zu
einer entſprechenden Maßnahme zur Verfügung ſtelle. Sie folgtdamit nur dem, was ſie ſchon wiederholt in feierlichſter Form zum

Ausdruck gebracht hat. Wir lehnen grundſätzlich das Vorgehenmit Gewalt im innerpolitiſchen Kampfe ab. Wer zum Mittel der

Gewalt greift, ſtellt ſich dadurch außerhalb der Partei. Nicht
eine gemeinſame Löſung kann uns frommen, vielmehr
vertrauen wir zuverſichtlich darauf, daß ſich unſere gute Sache in
einer völlig geſetzmäßigen, friedlichen Entwicklung von ſelbſt
durchſetzen wird. Wohl iſt die Empörung und Entrüſtung bei
unſeren Anhängern über die Verfolgungen, denen alle
nationalen Regungen zurzeit ausgeſetzt ſind, rieſengroß und
durchaus verſtändlich. Nichts wäre aber verfehlter, als ſich da
durch zu Unüberlegtheiten hinreißen zu laſſen und ſo hinterher
den Angreifern die Gründe für ihre Hetze zu liefern, die ihnen
bisher fehlen. Jch kann deshalb nur dringend mahnen, daß alle,
die ſich zu uns halten, ſich nicht vom Boden des Geſetzes ab
bringen laſſen. Wenn dieſe Auffaſſung Gemeingut aller poli
tiſchen Bevölkerungskreiſe wird, dann hoffe ich zuverſichtlich, daß
es trotz allem r wird, den ſchwer bedrohten
inneren Frieden wieder herzuſtellen.

Das „Deutſche Witzblatt“ verboten. Auf Grund des S der
Verordnung des Reichspräſidenten vom 29. Auguſt iſt vom Reichs
miniſter des Jnnern das im Verlage von Richard Kunze in
Berlin-Friedenau erſcheinende „Deutſche Witzblatt“ für die Zeit
vom 10. bis einſchließlich 23. September 1921 verboten
worden.

auf marmorner Pfeilertreppe.
Page, was hobeſt du heimlicherweiſ
ur Lippe der Schleppe Litzen?

ge, ich glaube, du küßteſt leis
am ſeidenem Saume die Spitzen

Die anderen ſprachen, rauchten und ſpielten weiter.
Aber er horchte auf Lag Abſicht darin oder fühlte und
hörte er ſchon überall das Mißtrauen heraus?

„Und wollt ihr das Ende wiſſen?
Es ſchweigt mein Mund,
weil er ſchweigen muß
von einer Königin Küſſen

Die anderen fanden, daß es für heute genug war, aber
Börner hatte ſich eben Mut getrunken und fuhr fort zu
deklamieren. Dann kam die berühmte „Gräfin Monbijou“,
„Der erſte Tag im Karneval, der erſte Tag, der machte es.“
Alle horchten auf. Was hatte Börner denn nur mit Wilczeck.
Der lange magere Adjutant beobachtete Wilczeck heimlich,
deſſen Hände nervös die Karten miſchten. Er war bleich
geworden.

Er fühlte, es war bekannt, daß er ſie liebte. Und mit
einmal kam's über ihn. Gut, mochte es doch, er konnte
nichts mehr daran ändern, es mochte kommen, wie es
kommen mußte.

„Haben Sie ein Verhältnis mit Frau Fenz?“ fragte
ihn am anderen Tage der Adiutant.

Wilczeck lächelte mitleidig.
„Schade!“ ſagte jener und warf Wilczeck einen prü-

fenden Blick zu.
„Schade, warum?“

„Es hätte mich beruhigt“, gab der andere läſſig
zurück „Man ſpricht allerlei von Jhnen

Wilezeck hätte leicht fragen können, was ſpricht man?
Aber etwas warnte ihn. Er wollte nicht, daß ihr Name ge
nannt wurde. Er ſah entſchloſſen den anderen an, ſehr
ruhig, meiſterte ſich.

„Ja, ja, Wilezeck, ſo iſt's Sehen Sie ſich vor, all
dieſe Geſchichten enden auf dieſelbe Weiſe. Wir haben mehr
als ein Beiſpiel im Regiment.“

Jn den erſten Jahren verkehrte Wilcezeck nur wenig. Er
natürlich nicht Raoſg zu

Nachtigallen verſchlafen ſangen.
rartiezung

r weil die verſchiedenen Vorlagen ihm einzeln und zu
r zugegangen ſind, als auch, weil invielen Fällen Grtragsſchätzungen von der Regie

rung nicht zu erlangen waren. Wenn der Reichswirt,
ſchaftsrat trotzdem ſeine Mitarbeit nicht verſagt hat, ſo iſt das nur
im Hinblick auf ſeine entſprechende Zuſage und auf den un
mittelbaren Zwang geſchehen, trotz der Kürze der c und ſelbſt
unter Hintanſtellung wichtiger Geſichtspunkte verſuchen zu müſſen,die Reparationsverpflichtungen nach Möglichkeit zu erfüllen

2. Als Geſamtergebnis der Beſchäftigung mit den ver-
ſchiedenen Steuervorlagen iſt jedoch folgendes hervorzuheben:

a) Die Steuergeſetzgebung droht nicht nur, un überſicht,
lich zu werden, ſondern ſie iſt es ſchon geworden. Es iſt deshalb
eine Vereinheitlichung und Vereinfachung des ge
ſamten Steuerrechts zur unaufſſchiebbaren Notwendigkeit ge
worden dies um ſo mehr, als die Unüberſichtlichkeit der Ver,
anlagungsvorſchriften und die Unklarheit der Begriffs,
beſtimmungen in vielen Fällen die Arbeit der Finanzämter
nicht nur erſchwert, ſondern die ſchleunige Arbeit unmöglich macht,
mit der gerade die gegenwärtigen Verhältniſſe der Geldſchwankung
und der Dringlichkeit der Deckung des Reparationsbedarfs ſowie
das Ziel der Erreichung eines möglichſt hohen Steuerertrages be
ſonders rechnen müſſen.

b) Die nämlichen Gegenſtände werden der Beſteuerung nicht
nur durch die Länder und die Gemeinden, ſondern auch zum Teil
durch das Reich zugleich unterworfen. Die Geſamt-
belaſtung mit den verſchiedenen Steuerarten erreicht deshalb viel-
ach eine Höhe, daß ſie ſtellenweiſe zu einer Ueberſtürzung
ührt und damit eine Gefährdungfürdie Wirtſchafts
ührung geworden iſt. Andersſeits muß erkannt werden, daß
urch die letzten Steuerreformen die Steuerquellen der

Länder und Gemeinden ſo ſehr beſchnitten worden ſind,
daß die letztgenannten Körper zum Teil nicht mehr in der Lage
ſind, die dringendſten ihnen obliegenden Aufgaben zu erfüllen,
und zum Teil ſogar vor der Gefahr des Walleralvg
bruchs ſtehen. Deshalb betont der Reichswirtſchaftsrat nach
drücklich die Notwendigkeit einer baldigen Ergänzung der
Reichsſteuergeſetzgebung in der i Lenn daß nirgends
die Geſamtbelaſtung durch Reich, Länder und Gemeinden die
Grenzen des wirtſchaftlich Erträglichen überſchreitet. Geſetzliche
Höchſtſätze und klare Zuſtändigkeiten der einzelnen Träger der
Steuerhoheit unter Feſtlegung ihrer ſelbſtändigen Verantwortlich-
keit ſind zu ſchaffen.

c) Alle dem Reichswirtſchaftsrat rer Steuern ſind im
Hinblick auf die Ausführungen unter 1 als einheitliches
Ganzes von der Geſetzgebung zu verabſchieden; es wird dabei
beſonders darauf zu achten ſein, daß die jetzt betroffenen Be
ſteuerungsgegenſtände durch die Geſamtheit der ſteuerlichen Belaſtung in ren Beſtande p. derart angegriffen
werden, daß dadurch die Neubildung von Ver
mögen und damit der Wiederaufſtieg der Wirt-
ſchaft verhindert wird.

Der Berliner Streik
Berlin, 12. September.

Das g. Leben Berlins hat heute eine neue ſchwere
Erſchütterung erfahren. Die Angeſtellten der Städtiſchen Elek-
trizitätswerke und die der Gaswerke find, wie bereits berichtet, in
den Ausſtand getreten und haben dadurch den Arbeitern die Mög-
lichkeit genommen, die Arbeiten zu verrichten, die zur Erzeugung
und Weiterleitung des elektriſchen Stromes erforderlich ſind. Jn-
folgedeſſen war der Straßenbahnverkehr innerhalb
Berlins vollſtändig unterbunden. Nur einige Linien
die von der Stromverſorgung der St. E. W. unabhängig r
fahren. Der Grund des Ausſtandes iſt die Weigerung de
Magiſtrat s, den Angeſtellten der St. E. W. einen neuen Tarife
vertrag zu geben, vielmehr will der Magiſtrat dieſe Angeſtellten
auch zu Beamten machen. Die Verhandlungen darüber gehen
ſchon einige Zeit. Der Magiſtrat ſteht z dem Standpunkt, daß
im Jntereſſe einer geordneten Geſchäftsführung und einheitlichen
Geſtaltung des Betriebes dieſe kleine Gruppe der Angeſtellten
ſchaft ebenfalls dem Beamtenkörper einverleibt werden müſſe,
während dieſe Angeſtellten „ſich nicht unter die Knute
ſtellen wollen, ſondern im freien Tarifvertrag ihre Intereſſen
beſſer zu vertreten glauben. Der Zentralverband der Angeſtellten
ſteht hinter ihnen und will nicht zugeben, daß ſie Beamte werden.

Wie wir hören, finden Veſprechungen im Berliner Polizei
präſidium über einen Einſatz der Techniſchen Not
hilfe ſtalt, um zunächſt eine Stromverſorgung der lebens-
wichtigen Betriebe, Krankenhäuſer und dergleichen zu ermög-
lichen. Oberbürgermeiſter Dr. Boeß hatte am heutigen Vor
mittag eine längere Beſprechung mit dem Reichs arbeits
miniſter, die ſich mit der durch den Streik geſchaffenen Lage
befaßte.

war zu eng dazu, man begegnete ſich doch überall, wenn ſie
ausritt mit ihrer Kavalkade von Kavalieren, auf den Geſell
ſchaften traf er ſie, umgeben von ihren Freunden, die ſich
gegenſeitig bewachten, haßten, über die man ſich luſtig
machte und die man beneidete.

Zuweilen ſah ſie ihn flüchtig an, ſcheinbar ahnungslos
von dem, was in ihm vorging, was ſich vorbereitete. Sie
ſchien ihn zu überſehen. Ueber ſeine kurzen, faſt unhöflichen
Abſagen zu ihren Einladungen lächelte ſie. Sie kannte das.

Mochte er fortbleiben, wenn ſie ihn nur zuweilen ſprach.
In der Ecke eines Salons, die Mokkataſſe in der Hand,
fragte ſie ihn nach den Kindern. Und dann mußte er, ob er
wollte oder nicht, darauf eingehen, antworten, Bericht er
ſtatten. Der reizende kleine blonde Jobſt war nicht mehr ſo
hübſch, er ſaß in der Tertia und war lang aufgeſchoſſen,
ſehr mager, ein guter Schüler, es wurde ihm nur alles viel
zu leicht, ſagte ſeine Mutter.

Seine Mutter? Roſe hob die feinen Schultern in hoch
mütiger Abwehr. t

„Nun, ſie iſt es doch jetzt.“
Sie ſah ihn an, es funkelte etwas in ihrem Blick

wie tködlicher Haß. Der kleine Flitterfächer bewegte ſi
bin zu ihrer Hand. „Und Maus? Iſt ſie denn wenigſtens
ü ſ 44

„Gott ſei Dank, nicht ſo wie man fürchtete“, ſagte er
ſpöttiſch. „Aber ſie iſt klug, feinfühlig und begabt. Das
ſind beſſere Qualitäten, dünkt mich, fürs Leben.“

Sie warf den Kopf zuriück, das feine ſchmale dunkte
hochfriſierte Köpfchen, das mit einem ſchmalen Band leicht
umſchlungen war, die großen Perlen an den ren ſchim-
merten matt. Sie reichte ihm die Hand. „Schließen wir
doch Frieden“, ſagte ſie. „Ueberlaſſen Sie den Moraliſten
jenen anderen“, und ſie ſchaute in den menſchenüberfüllten
Nebenſagl, wo Hauptmann Börner eben auf ſeinem Steh
pult auftauchte, um die Ballade vom ſterbenden Ritter

deklamieren. anEr wußte, daß es an einem Augenblick hing, ſ
Schickſal wurde bedroht, er wußte genau, was er tat, wenn er
jetzt nachgab. Eine Sekunde überlegte er, während ihm
Blut in den Schläfen hämmerte Dann ging er ne
ihr hinaus in den ſommerlich duftenden Gorten, in dem die

H

Der
rates b
größeren
die im Leo
gebung de

Grudekoks
bohlenkom

hewirtſcha

lönn e.
bewirtſcha

außer Wit
der Zwan
hriketts u
ſchuß ſtim

triebszähli
verbunden
ſoll. Auß
rung s ſt
heitund
Naßſtäbe
Lebenshalt
langt habe

a
igt, u

deutſchen
endlich wi
Frwägunge

Die U
ſaſſende Ar
munalpolit
Pachkriegs
Pachrichten

Erfahrung
des ſtädtiſck

tag, den 1
Nachrichten

Esſtatt.

ämtern



rgends

n die
etzliche

er der
ortlich

ind im
iche s

d dabei
en Be
en Be
iffen

er

Wirt-

ber.
ſchwere

n Elek-

htet, in
e Mög-
zeugung

d. Jn
innerhalb

Linien
g fur
Ern Tarife
eſtellten
r gehen
nkt, daß
eitlichen
ſtellten
n müſſe,

nute“
atereſſen
geſtellten
werden.

Polizei
Not

lebens
ermög

en Vor
beitsen Lage

venn ſie
Geſell
die ſich

h luſtig

ungslos
te. Sie
höflichen

nte das.
n ſprach
r Hand,

r, ob er
richt er
mehr ſo

ſchoſſen,

lles viel

in hoch

glick z
ſiActen

ſagte er
t. Das

dunkte

nd leicht
n ſchim
ßen wir
oraliſten

prächsanmeldu
nachträglich befriſtet,

Halle, 18. September.
Die Hreigabe der Kohlen

Ab 1. Oktober.
Der Kohlenausſchuß des Reichswirtſchafts

rates beſchäftigte ſich in ſeiner Sitzung am Montag mit einer
größeren Anzahl von Anträgen großer wirtſchaftlicher Verbände,
ſie im Laufe der letzten Monate eingegangen ſind und die Auf-
zebung der Zwangswirtſchaft für Braunkohle, Naßpreßſteine,
Grudekoks, Zechenkokzs und Gaskoks verlangen. Der Reichs
wohlenkommiſſar erklärte dazu, daß das Geſetz über die Zwangs
zewirtſchaftung zurzeit noch nicht aufgeſhoben werden
jönn e. Er werde aber ſeine Verfügung hinſichtlich der Zwangs
bewirtſchaftung der genannten Brennſtoffe ab 1. Oktober d. J.
zußer Wirkſamkeit ſetzen. Von dieſem Zeitpunkte ab werden alſo
der Zwangsbewirtſchaftung nur noch Steinkohle, Steinkohlen-
hriketts und Braunkohlenbriketts unterliegen. Der Kohlenaus
ſchuß ſtimmte dieſer Regelung zu.

Tagung der ſtatiſtiſchen Kemter in Halle
In jedem Jahre finden ſich bekanntlich die Leiter der ſtatiſti-
Aemter zuſammen, welche ſich zum Verbande der

r Städteſtatiſtiker zuſammengeſchloſſen haben.
Dieſer hält am 16. und 17. September in Halle ſeine 80. Kon

enz im Stadtverordneten- Sitzungsſaale des W ab.Kagungeprogramm iſt ſehr reichhaltig und enthält Referate

üker ſtadtevergleichende Finanzſtatiſtik unter Betonung der
Fragen der Vereinheitlichung der Haushalts-pläne, Einzelfragen der bevorſtehenden Volks, Berufs und Be
triebezählung, welche, mit einer beſonderen Wohnungsaufnahme
verbunden, vorausſichtlich im Juni nächſten Jahres ſtattfinden
ſoll. Außerdem werden ſelbſtverſtändlich die Fragen der Teue
rungsſtatiſtik beſprochen, welche durch die allgemeine Ver
heitung der Teuerungszahl als nach Möglichkeit zutreffende
Naßſtäbde für die Beurteilung des Steigens oder Fallens der
Lebenshaltungskoſten ſeit Jahresfriſt beſondere Bedeutung er
langt haben. Von Jntereſſe iſt, daß der Verband eigene Vier-
teljahresberichte deutſcher Städte herauszugeben beab-
ſichtigt, um auf dieſe Weiſe über die wichtigſten Fragen der
deutſchen Städte eine ſtändige Berichterſtattung und
endlich wird die geplante Reichsſchulſtatiſtik eingehenden
Frwägungen unterzogen werden.

Konferenz der Nachrichtenämter.
Die Ueberzeugung, daß die Stadtverwaltungen für eine um

jaſeende Aufklärung der Oeffentlichkeit auf dem Gebiete der Kom-
munalpolitik zu ſorgen haben, hat im Laufe der letzten Jahre der
Pachkriegszeit dazu geführt, in einer Reihe von Städten beſondere
Rachrichtenämter einzurichten. Um nun die bisher gemachten
Erfahrungen auszutauſchen und neue Anregungen zum Ausbau
des ſtädtiſchen Nachrichtenweſens zu erlangen, findet am Donners
tag, den 16. September, in Halle auf Anregung des ſtädtiſchen
Rachrichtenamtes in Erfurt eine Tagung der Nachrichtenämter
ſtatt. Es waren bisher insgeſamt 30 Städte mit Nachrichten
ämtern welche zum größten Teile ihre Beteiligung
an der Tagung zugeſagt haben.

Das Tagungsprogramm enthält von verſchiedenen Referaten
beſonders das über bisherige Tätigkeit, Einrichtung, Zweck und
jele des ſtädtiſchen Nachrichtenweſens, welches Dr. Herbſt
furt hält, und über die ſonſtigen damit zuſammenhängenden

Fragen, um die praktiſche Arbeit nach Möglichkeit zu fördern.

Ein Elefant für den Halleſchen S00
Bupari, einſt das beliebteſte und wohl auch das koſtbarſte

Mitglied“ unſeres Zoologiſchen Gartens, ſoll nun endlich einen
hochfolger erhalten. Dieſer Tage iſt, wie bereits an den An-
ſchlagſfäulen zu leſen war, im Zoo ein Elefant eingetroffen. Er
zierte bisher den Hagenbeckſchen Tierpark und wird heute nach-
mittag einem geladenen Publikum zum erſten Male vorgeführt
werden. Die Stadtverordnetenverſammlung wird in ihrer erſten
Sitzung nach den Ferien, am kommenden Montag, endgültig über
den Vorſchlag der Direktion des Zoologiſchen Gartens, das Tiermhutaufen befinden. Der Magiſtrat t bereits ſeine Zu
ſimmung zu dem Ankauf des Elefanten gegeben.

Das Notgeld, das ſoeben von unſerem Zoo ausgegeben
worden iſt, ſoll und wird hoffentlich auch dazu beitragen, den An
jauf des Elefanten zu ermöglichen bezw. zu erleichtern,

Neues aus der neuen Fernſprechordnung.
dom 1. Oktober ab gültigen neuen Fernſprechord nung endet
zwar die Gültigkeit der für einen Tag eingegangenen, noch
nicht erledigten Geſprächsanmeldungen mit Schluß
des Tagesdienſles oder mit Ablauf des Tages. Bei Fernſprech
Kermittlungsſtellen, die künftig ununterbörochenen Dienſt ab
halten, alſo in allen Fernſprechnetzen mit mehr als 1000
deuptanſchlüſſen, erſtreckt ſich die Gültigkeit der von 10 bis
2 Uhr nachts eingehenden Geſprächsanmeldungen jedoch
künftig auch noch auf den folgenden Tag. Die Gültigkeit
einer Geſprächsanmeldung erliſcht, wenn nach Vereitſtellung
der verlangten Verbindung der Anrufende und der Gerufene
er einer von ihnen zur Führung des Geſpräche nicht bereit
Be n Anmeldung von Geſprächen kann

worzeitig erlöſchen ſoll. kann der Teilnehmer dieStrei einer Geſprächsanmeldung verlangen, wenn ſie
innerhalb eines beſtimmten, in die Gültigkeitsdauer fallenden

aums zur Ausführung an der Reihe wäre. Dagegen kann
nicht verlangen, daß Geſprächsanmeldungen während be
kimmter Zeiträume zurückgeſtellt werden. Wird eine Ge
f ng auf nachtvrägliches Verlangen geſtrichen, oder

oder wird eine Befriſtung geändert oder
auſgehoben, ſo iſt hierfür eine Gebühr von 75 Pfg. Zu ent
richlen; im ührigen iſt die Befriſtung gebükrenfrei.

Daz Ende des Kolkturms. Der Kolkturm und das dabei
befindliche Häuechen des Heidemuſeums ſind nunmehr abge
don und verſchwunden, da beide bekanntlich von Buben-

ſehr beſchädigt waren. Er iſt vor 41 Jahren von derhaft Holk in Halle, deren Mitglieder ſich a den 70er
ahren im „Goldnen Ring“ trafen, für 2500 Mk. erbaut worden,

chenkt wurde. Der Heideverein wird den Er-
g als Grundſtock zu einem maſſiven neuenusſichtsturm verwenden.
ge d Lehrerverein Halle und Umgegend, der in der
gen am Markte tagt, wurde im Verlauf der letzten Mit
agerfanmlung über die Vertreterverſammlung des Neuen
terhiſhen Lehrervereins in Berlin im Lehrervereinshaus und

die Verſammlung des Landbeamtenbundes im „St. Niko
4 zu Halle, eingehend berichtet Die Gehalts nach

lungen werden nun auch bald im Regierungsbezirk
eburg erfolgen. In einigen Kreiſen ſind ſie ſchon aus

worden, wie vom Vorſitzenden des Bezieksſehrerrates,de Kruſekopp, mitgeteilt wurde. Von weiteren Eingaben
Abſtand zu nehmen. Zum Schluß wurde der bis

iſt

Nach der

orſtand einſtimmig wiedergewählt. Erſter Vorſitzende

t r r Kirch eahresfeſt s Evangel. Kirchenmuſikvereins fürbe Provinn Sachſen ſoll

d angegebenihre v zu einem beſtimmten Zeitpunkt
ußerdem

nden. Weittwoch 6 Uhr liturgiſcher Feſtgottesdienſt in
Marien, 725 Uhr Begrüßungsabend im Thaliaſaal, Don

nerstag 11 Uhr Feſtvortrag in der Univerſitätsaula von Prof
Dr. Schering, 4 Uhr Orgelfeierſtunde in St. Marinn, Studier
rat O. Rebling, 755 Uhr Geiſtliche Muſikaufführung ſämt-
licher Halliſcher Kirchenchöre in der Domkirche. Teilnehmer-
karten zu 5 Mark können für Auswärtige vom Evang.So
zialen Preßverband in Halle, Konto Nr. 14 733 beim Poſtſcheck
amt Leipzig, für Halle in der Buch und
von bezogen werden, oder zu 2 Mark für Mittwo
735 Uhr, Donnerstag 11 und 728 Uhr am Eingang. Die
anderen Veranſtaltungen ſind frei. Zu den umfaſſenden Vor
bereitungen gehört auch die Bereitſtellung freier oder im
Preiſe ermäßigter Unterkunft. Freundliche Angebote für die

veichen, der ganzen Provinz zu erwartenden Gäſte, werden
C erbeten an die Evangeliſche Stadtmiſſion, Weiden-

Die Reifeprüfung beſtanden geſtern ſämtliche Ober
primaner der Lateiniſchen Hauptſchule und der
Oberrealſchule in den Franckeſchen Stiftungen.

Vereins- Nachrichten
Deutſchvölkiſcher Schutz- und Trutzbund. Nächſte Zu

ammenkunft am Mittwoch, den 14. Scheidings, abends 8 Uhr, im
vangeliſchen Vereinshaus, Mittelſtraße. Tagesordnung: 1. Bee Preſſeſtelle. 2. Bericht über die Muſitgrupre.

8. Bericht über die Turngruppe. 4. Bericht über den Frauen
dienſt. Bericht über den deutſchnationalen Parteitag. 6. Die
Schriftengeſellſchaft. 7. Werbearbeit. 8. Gautag und deutſcher
Tag. Dann Ausſprache.

I. Dentſcher Amtsgerichts-Knwaltstag
in Hrankfurt a. M.

Am 9. September tagte im Römer zu Fran a. M. der
1. Deutſche Amtsgerichts-Anwaltstag, gleichzeitig eine Mitglieder-
verſammlung des Vereins der Amtsgerichtsanwälte. Auf der
Tagung waren über 1000 Amtsgerichtsanwälte aus allen Teilen
Deutſchlands verſammelt bezw. vertreten. Nach einigen ein
leitenden Worten des Einberufers, Juſtizrat Baumeiſter-Weil-

Wohin
uns Revolution, Sozialdemokratie, Demokratie und
Kompromißpolitik geführt haben, das verſpürt jeder
Deutſche alltäglich am eigenen Leibe. Aus dieſem
Abgrund heraus kann uns einzig und allein die
Pflege und Ausbreitung der chriſtlichen, nationalen
und völkiſchen Weltanſchauung retten. Eine treue
Führerin und Beraterin auf dieſem Wege iſt die
„Halleſche Zeitung“, das nationale Blatt Mittel
deutſchlands auf deutſchnationaler Grundlage. Dem
Wollen und Wirken der „Halleſchen Zeitung“ die weit
gehendſte Aufmerkſamkeit und Unterſtützung ange
deihen zu laſſen, iſt daher nicht nur eine Pflicht,
ſondern auch ein Gebot der Stunde.

Wer die „Halleſche Zeitung“ noch nicht lieſt, ſetze
ſich daher umgehend mit deren Geſchäftsſtelle,
Leipziger Str. 61/62 (Fernruf 7801) in Verbindung.
Poſtbezieher bitten wir, ſofort beim Briefträger oder
beim nächſten Poſtamt das Abonnement zu erneuern.

heim, hielt Rechtsanwalt Dr. RaabeBarmſtedt einen ausführ-
lichen Vortrag über die Aufgaben der Amtsgerichtsanwaltſchaft
und ihrer Vertreter. Der Redner führte u. a. aus, beim Erlaß
der Juſtizgeſetze habe man die Entwicklung der Amtsgerichts-aniwithh, wie ſie ſich tatſächlich geſtaltet habe, nicht voraus-

ſehen können, vor allem nicht, daß die Amtsgerichtsanwaltſchaft in
einen Jntereſſengegenſatz zu den übrigen Anwälten habe kommen
müſſen. Leider ſei die Geſetzgebung dieſer Entwicklung in keiner
Weiſe gefolgt. Jnnerhalb der Zwangsorganiſationen der An
waltskammern hätten die Amtsgerichtsanwälte nicht die Rechte,
die ihnen nach ihrer Zahl und Bedeutung zuſtehen müßten. Sie
hätten kein gleiches aktives Wahlrecht, wie die andern Anwaälte,
weil die Ausübung des aktiven Wahlrechtes pezen ihrer Dezen-
traliſation erheblich größeren Aufwand an Zeit und Geld er-
fordere, wie bei den übrigen Anwälten; die einfache und gegebene
Abhilfe, nämlich Abſtimmung durch Brief oder Vertreter, werde
ihnen verſagt. Sie hätten auch nicht dasſelbe paſſive Wahlrecht,
denn dieſes ſei regelmäßig durch die Geſchäftsordnung beſchränkt.
Jm Bezirk der Kieler Anwaltskammer z. B. hätten die Kollegial
gerichtsanwälte die Minderheit, nach der Geſchäftsordnung aber
im Vorſtand dreimal ſo viel Sitze als die Amtsgerichtsanwälte.

Bei den Landgerichtsprozeſſen, welche die Amesgerichts
anwälte inſtruierten, leiſteten letztere häufig den weitaus größten
Teil der Arbeit, trotzdem verlangten die Landgerichtsanwälte von
den erwachſenden Gebühren regelmäßig dreimal ſo viel als die
Amtsgerichtsanwälte.

Die Entſcheidungen, welche dies Verfahren gebilligt hätten,
ſeien ergangen unter Mitwirkung von Anwälten, welche eine
Perſonalunion von Klägern und Richtern verkörperten. Sie ſei
daher nicht von nur unparteiiſchen Richtern erlaſſen und ſchon
aus den Grunde nicht maßgebend. Vor allem liege die Zu-
laſſung der Amtsgerichtsanwälte beim übergeordneten Landgericht
im Jntereſſe des rechtsſuchenden Publikums, weil die nicht am

Sitz eines Landgerichts wohnenden Klienten den nächſtgelegenen
Amtsgerichtsanwalt viel leichter und bequemer aufſuchen könnten,
als den ihnen unbekannten weitab wohnenden Landgerichts-
anwalt, weil ferner der Amtsgerichtsanwalt dieſelbe wiſſen-
ſchaftliche Vorbildung habe, wie der Landgerichtsanwalt. Die
Zulaſſung der Amtsgerichtsanwälte beim übergeordneten Land

ericht ſei auf den Anwaltstagen zu Hannover 1905 und Mannheim 1907 mit überwältigender Mehrheit und gerade unter über-

wiegender Beteiligung der Landgerichtsanwälte befürwortet;
leider verträten die Landgerichtsanwälte in den Anwaltskammern
die entgegengeſetzte Anſicht, wenn es gelte, dieſe Beſchlüſſe in dieTat Julne Das Vorgutachten der Anwaltskammern über
die Zulaſſung eines Amtsgerichtsanwaltes beim Landgericht
werde erſtattet von nicht unparteiiſchen Sachverſtändigen und ſei
deswegen wie jedes andere Hindernis der Simultanzulaſſung auf
geſetzgeberiſchem Wege zu beſeitigen.

Der Redner empfahl u. a. eine Petition an den Reichstag
zwecks der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen
und die Umgründung des Vereins der Amtsgerichtsanwälte, um

ihn auf eine ſichere rechtliche und finanzielle Grundlage zu ſtellen
und dadurch zu befähigen,
Mitteln durchzuführen.

An die mit großem Beifall aufgenommenen Ausführungen
des Redners ſchloß ſich eine lehhafte Debatte. Die vom Redner
vorgeſchlagenen Maßnahmen wurden gebilligt, die Gebühren-
teilung zwiſchen Land und Amtsgerichtsanwälten bei Ge-
nehmigung durch die Organiſation für zuläſſig und als ein Gebot
der Billigkeit und der Kollegialität erklärt. Endlich ſprach ſich die

ſeine Ziele mit den erforderlichen

in Halle am 28. und 29. September à Verſammlung dahin aus, daß der Vorſtand jeder Anwaltskammer

der Proportionalität beſetzt werden müſſe
und daß Streitigkeiten grundſätzlicher Natur zwiſchen der Amts
und r nur von paritätiſch beſetzten
nach dem Grundſatz

Stellen entſchieden werden dürften.
Nach Erledigung dieſes Punktes wurden neue Satzungen auf

geſtellt; zum Vorſitzenden wurde P ebrt Rechtsanwalt Kröger-
Neumünſter, zum ſtellvertretenden Vorſitzenden Juſtizrat
Baumeiſter-Weilheim, zum ſtändigen Geſchäftsführer Rechts
anwalt Dr. Raabe-Barmſtedt. Dem Vorſtand wurde ein fünf
gliedriger Ausſchuß mit beratender Stimme zur Seite geſtellt.

Aus Mitteldeutſchland
Gedenktage für die Provinz Sachſen,

für Knhalt und Thüringen
vom 11. bis 17. September.

11. September 1867 Graudenz Dr. med. Arthur Schulz,
a. o. Prof. f. gerichtliche Medizin a. d. Univ. Halle, Gerichtsarzt
im Stadtkreiſe Halle, Mitglied des Medigzinalkollegiums dex
Provinz Sachſen.

12. September Halberſtadt Dr. phil. Ludwig B i 1907
a d. Philoſophie a. d. Univ. Halle 97. 9. 1 Braun
weig).

13. September 1874 Glogau Dr. phil. Ferdinand von
Wolff, o. Prof. d. Mineralogie u. Petrographie a. d. Univ.
Halle. 1892 im Marmorpalais bei Potsdam Viktoria
Lui Herzogin von r eborene Prinzeſſin vonPreußen, Königl. Hoheit. 191 f Berchtesgaden Herzog
Eduard von ünhalt 18. 4. 1881 Deſſau).

14. September 1815 Viernau bei Suhl Geh. Reg.Rat
Dr. phil. Theodor Rumpel, 1839--81 a. d. Latinag in Halle,
e Gymn. Direktor in Gütersloh und Provingialſchulrat von

eſſen-Naſſau (f 10. 4. 1885).
15. September 1865 Salzmünde im Mangfelder Seekreiſe

Dr. phil. Paul Holdefleiß, a. o. Prof. f. Pflanzenbau,
Pflanzenzüchtung, Landwirtſchaftliche Taxationslehre, etter
kunde und Klimalehre a. d. Univ. Halle.

16. September 1834 Quedlinburg Julius Wolf f, bekannter
Dichter (f 8. 6. 1910 Charlottenburg). 1841 Weteritz Alkmar
von Alvensleben, Königl. Preuß. General-Leutnant, Kom
mandant von Breslau 10. 11. 1808 Naumburg a. d. S.). 1907

Hildburghauſen Sophie r bekannte Romanſchrift
ſtellerin 3. 12. 45 Kaſſel). 1916 Gymn.Oberlehrer Prof.
Dr. phil. Karl Feyerabend 18. 10. 1849).

17. September 1631 Sieg des Königs Guſtav Adolf von
Schweden und der Sachſen bei Breitenfeld über Tilly. 1857
Magdeburg Dr. phil. Richard Weißenfels, o. Prof. d. deut
chen Philologie a. d. Univ. Göttingen. 1868 Roſtock Geh.
eg.-Rat Dr. phil. Carl Brockelmann, o. Prof. d. hemitiſchen

Philologie a. d. Univ. Halle, 1918/19 deren Rektor. 1838
Halle Dr. phil. h. c. Franz Theodor Adler, 1863--78 Rektor
de dein u. 1878-—80 Kondirektor der Franckeſchen Stiftungen in

e.

Große Herbſtblumenſchau Dresden 1921
Dresden, 12. September.

Jn Gegenwart von Vertretern der ſtaatlichen und ſtädtiſchen
Behörden wurde am Sonnabend im ſtädtiſchen Ausſtellungspalaſt
und Ausſtellungspark die „Große Herbſt U Dresden
1021“ eröffnet. Jn 15 großen Hallen werden die Erzeugniſſe
der Gärtnerei und die Leiſtungen der und
Gartenkunſt dem Beſucher vorgeführt. Große Zugkraft übt die
Ausſtellung der Gartenkunſtabteilung des Verbandes deutſcher
Gartenarchitekten aus. Ueberhaupt iſt die Schau ſehr reich aus
allen Teilen Deutſchlands beſchickt.

e

Schulgeld freiheit in Braunſchweig
Braunſchweig, 12. September.

Die ſtädtiſchen Behörden w. völlige Schulgeldfreiheit,
rückwirkend vom 1. April dieſes Jahres, für ſämtliche ein
heimiſchen Kinder der ſtädtiſchen Bürgerſchulen und katholiſchen
Schulen einzuführen. Nur die ortsfremden Kinder haben im
Jahre ein Schulgeld von 100 Mk. zu zahlen. Auch die Lehrmittel
freiheit ſoll vielleicht gewährt werden. Ein Beſchluß hierüber
wurde noch nicht gefällt.

l. Nietleben, 12. September. (Haus- und Grund
beſitzerverein.) Nach eingehender Ausſprache über die
erfolgte Veranlagung zur Grund und Gebäudeſteuer wurde von
der ſtark beſuchten Verſammlung folgender Antrag angenomanen:Die Mitglieder lehmen ſoforti gahlung der Gebändeſteuer für

das erſte Halbjahr ab, ſie erſuchen die Gemeindeverwaltung ſo
lange um Stundung, bis die anteiligen Beträge ſeitens der
Mieter an den Hauswirt abgeführt ſind.

k. Löbejün, 11. Sept. Verſammlung der Orts-
ruppe der Deutſchnationalen olkspartei.)
eſtern fand im „Gaſthof zur Erholung“ die Monatsverſamm-

lung der Ortsgruppe Löbejün der Deutſchnationalen Volkspartei
ſtatt, die ſich eines überaus guten Beſuches erfreuen konnte. Mit
Freuden wurde feſtgeſtellt, daß die Ortsgruppe wiederum einen
ſtarken Zuwachs von Mitgliedern zu verzeichnen hat. Als
wichtigſter Punkt der Tagesordnung wurde erörtert: „Milderung
und Linderung der Not der Angehörigen des Mittelſtandes, Klein-
rentner, Feſtbeſoldeten, Penſionäre, kinderreichen Familien, Ar
beiter, Witwen, Waiſen, Kriegsbeſchädigten, Hinterbliebenenuſw.“ Ein r r verſ iedener Berufsklaſſen wurde
gebildet, der ſofort energiſche Maßnahmen zur Milderung der
Not, die infolge der Teuerung entſtanden iſt, ergreifen wird. Für
den Bund der Aufrechten“ wurde eine Geldſammlung
veranſtaltet, die gute Ergebniſſe zeitigte. Beſchloſſen wurde ferner
die Abhaltung eines bunten Abends in einem der nächſten
Monate. Es haben ſchon mehrere hervorragende und bekannte
Künſtler ihre Mitwirkung zugeſagt. Eventuell ſoll am gleichen
Tage ein Kirchenkonzert in hieſigen Stadtkirche veranſtaltetwerden. Die Mitteilung, daß Herr Auguſt Abel vom 1. Oktober

ab als Geſchäftsführer des Kreisvereins Halle- Saalkreis ge
wonnen iſt, wurde mit großer Freude aufgenommen. Nach
Schluß der Tagesordnung hielt Herr Major Klaus einen länge-
ren Vortrag über die politiſche Lage und erntete großen Beifall
der zahlreichen Zuhörerſchaft.

t. Buttſtädt, 189. September. (Ein tragiſcher Un
glücksfalſ) ereignete ſich auf einem Bauerngure im benach-
barten Gutmannshauſen. Ein dort in Ferien weilender junger
Mann probierte ein Gewehr aus. Dabei ſcherzte er mit einem
zu Beſuch weilenden jungen Mädchen. Durch Unvorſichtigkeir
entlud ſich das r der P drang dem Mädchen ſo un-
glücklich durch den Leib, daß es kurz nach ſeiner Ueberführung in
das Sophienkrankenhaus zu Weimar geſtorben iſt.

Freiberg in Sachſ., 12. Sept. (Metallarbeiter-
rai3 Die Arbeiter mehrerer Großbetriebe der Metallbranche
in Freiberg ſind in einen Lohnſtreik eingetreten. Wie be
kannt, hat der Deutſche Metallarbeiterverband die Entſcheidung
des Schlichtungsausſchuſſes nicht anerkannt.

Plauen, 12. Sept. (Der Streikin der Baumwoll-
ſpinnerei) Herm. Lang dauert fort, lediglich einige Mitglieder
der chriſtlichen Gewerkſchaft arbeiten. Einer von dieſen, ein
Schlichtgehilfe A. Hahn, wurde auf dem Heimwege von der Arbeit
von ſtreikenden Arbeitern überfallen und ſchwer mißhan
delt. Einer Arbeiterin und ihrer Tochter erging es ähnlich.



HockeyClub Halle 1. V. L. 96 I. 2:2. Nach ſchnellem
Spiel drennten obige Mannſchaften mit einem unentſchiedenen

Ergebnis. Man merkte beiden noch etwas die
ſommerliche Ruhezeit an, auch waren beide gicht mit vollen
Kräften zur Stelle. Die Frage, welche von beiden Mannſchaften
die Stärkere iſt, muß alſo beim Rückſpiel geklärt werden. Die
Leitung des Spieles haben Herr Mühlberg und Haer Jakob von

G. Nelſon, Hockeyabteilung in vorbildlicher Weiſe durch

nach Angriff geht H. C. H. durch und ſendet ein, biskurz vor vallgeit, dann ausgeglichenes Spiel, HockeyClubHalle

drückt zwar bisweilen ganz energiſch, kann aber keinen Erfolg

g eblen. Vor r a r ſ. S. vedevangriff li ie z in der SpielhäC. H. z nen die 96er ihre zeitige Ueberlegenheit durch

ein weiteres Tor ausdrücken. Dann kommt aber LockeyClub
Halle wieder auf und nach verſchiedenen, vergeblichen Tor
chüſſen, deren einige vom Torwart der 86er in hervorragendere gehalten wurden, erzielt H. C. H. das ausgreichende Tor.
Kurz darauf Abpfiff. Hervorzuheben iſt noch aus beiden Mann
ſchaften die Unermüdlichkei: der beiden Mittelläufer, die trotz der

znelligkeit, mit der das Spiel durchgeführt wurde, nicht einen
Augenblick nachließ.

H. C. H. II. V. f. L. 96 II. (1:0.) Das Ergebnis entſpricht
dem Spielverlauf. Leider wurde durch häufiges Abſeits das
Spiel ſehr beeinträchtigt. Das Ghrentor des V. f. L. verdient
beſonderer Erwähnung, da es aus einer in glänzender Weiſe
vom Mittelſtürmer verwandelten Stvafecke hervorging.

Tennisabteilung des V. f. L. 96. Am 17. und 18. ds. Mts.
findet auf den Plätzen des V. f. L. 96 die Austragung der dies
jährigen Klubmeiſterſcha ſten ſtatt, und zwar für die
erſte, zweite Klaſſe ſowie Jugendliche. Nennungsſchlußz Mittwoch,
den 14. ds. Mts. Liſte liegt bei Förderer aus. Beginn des
Turniers: Sonnabend 3 Uhr.

Zehnkampf V. f. V. Leipzig--V. f. L. 96 Halle. Jm Vereins-
zehnkampf konnten die Leipziger mit 9:1 Siegen vor V. f. L.
Halle 96 gewinnen. 100 Meter: Friedrich (V. f. B. Leipzig)
11 Sek. 400 Meter: Fels (V. f. B. Leipgig) 55 Sek. 800 Meter:
Kemepe (V. ſ. B. Leipzig) 2:07,9. 16500 Meter: Kempe 4:36,4.
45100 Meter: V. f. B. Leipgig 45,5. Hochſprun. Hoffmann
(V. f. B. Leipeig) 1,74 Meter. Diskus: Hoffmann 29,64. Weit-
ſrrung: Krauſe (V. f. B. Leipgzig) 6,40 Meter (1). Hugelſtoßen:
Held (V. f. L. Halle) 10,80 Meter. Speer: Döring (V. f. B.
Leipzig) 43,60 Meter. Außerdem Hindernislauf: Findler (V. f.
B. Leipzig).

Ein neuer Sieg des Deutſchen Waſſerballmeiſters. Das
Internationale Wettſchwimnmen des Wiener Akthletik-Club brachte
in den Vorwettbe werben dem Deutſchen Waſſerballmeiſter
Waſſerfreunde Hannover einen weiteren ſchönen
Sieg. Nachdem die Hannovevraner am erſten Tage die äußerſt
ſpielſtarke Mannſchaft des W. A. C. mit 4:8 abgefertigt hatten,
blieben ſie am zweiten Tage gegen eine Prager Mannſchaft über
legen mit 5:2 ſiegreich.

Rekord-Meldeſchluß für „Rund um Berlin“. Das
Straßenrennen Rund um Berlin, das am Sonntag, 18. Sep-
tember, über die Landſtraßen der Mark rollt, wird wie ſtets dae
größte Eveignis auf ſtraßenſportlichen Gebiete werden. Die
Fahrt, die im Vorjahre ohne Berufsfahrer ausgefahren wurde,
findet diesmal wieder in beiden Klaſſen ſtatt und wird die
Beſten am Start vereinen. Alle Namen, die in letzter Zeit im
deutſchen Straßenrennſport genannt wurden, ſind in der Melde-
liſte eingetragen, die bei den Geldpreisfahrern 54, der den Ama-
teuren 214 Fahrer auſweiſt, darunter in der Gruppe der
Berufsfahrer die Gebr. Huſchke, Aberger, Geisdorf, Gielow
uſw. Bei den Herrenfahrern tritt die geſamte Berliner Renn-
mannſchaft mit Dopprack und Orlewicz an der Spitze zum

pſe an. Von auswärts ſeien u. a. Hartmann, Hoffmann-
Magdeburg, Sachs, Schneidewind, Lorenz, Pfiſter-Schweinfurt,
Brenne, Henning, Rodis-Leipzig, Nießen, KinzenAchen,
Menzel Dresden und Zeeh- Hamburg gnannt. Wenn das
Wetter der Veranſtaltung hold iſt, dann dürfte Rund um Ber
lin 1921 ein Rieſenerfolg beſchieden ſein. Das Uaſſiſche
Rennen führt in dieſem Jahre vom Start tm Deutſchen
Stadion über Nauen, Oranienburg, Bernau, Erknwer, Königs
wuſterhauſen, Zoſſen, Trebbin, Großbeeren, Zehlendorf und
Teufelsſee Chauſſee zurück nach dem Stadion, wo noch eine
Runde zurückzulegen iſt. Die Geſamtſtrecke beträgt 255,4 Km.
Jm Stadion ſelbſt finden Bahn- und Motorradrennen mntt
guter Beſetzung ſtatt.

Bunte Blätter
Das Urteil gegen Miß Moll

Nach mehrtägiger Verhandlung wurde heute in dem großen
Lebensmittelſchwindel- Prozeß der Deutſch Amerikanerin Miß
Virginia Moll das Urteil verkündet. Die Angeklagte wurde
wegen verbotener Einfuhr zu 6 Monaten Gefängnis und 50 000
Mark Geldſtrafe und wegen verbotenen Handels zu 500 Mark
Geldſtrafe verurteilt. Die 6 Monate Gefängnis wurden als durch
die Unterſuchungshaft verbüßt erachtet. Die Mitangeklagten
Mautner und Flatow wurden freigeſprochen.

5uſammenſtoß zweier U-Böote
Bei Nachtübungen der holländiſchen Flotte in der Nordſee

ſtießen zwei holländiſche Tauchboote aufeinander. Es
wurde nur geringer Materialſchaden angerichtet.

Klante verhaftet
Berlin, 12. September.

Wie der „L.-A.“ meldet, iſt der Vorſitzende des Wett-
kongerns, Klante, der ſich J angeblichen Nervenzuſammen-
bruches in das Sanatorium Weſtend begeben hatte, geſtern dort
verhaftet und ins Unterſuchungsgefängnis Moabit eingeliefert
worden. Die bisherigen Ermittelungen der Staatsanwaltſchaft
haben ergeben, daß der Klantekonzern eine Unterkilanz von min-
deſtens ſechzig Millionen Mark hat. Der Konzern iſt nunmehr
von der Staatsanwaltſchaft geſchloſſen worden, ebenſo werden
wohl auch im Laufe des heutigen Tages die übrigen dem Klante-
konzern gehörenden Unternehmungen von der Staatsanwaltſchaft
geſchloſſen werden. Der Konkurs ſoll heute eröffnet werden.

Großer Stempelmarkendiebſtahl
Görlitz, 9. September.

Wie der „Neue Görlitzer Anzeiger“ meldet, ſind auf dem
hieſigen Hauptzollamt rieſige Stempelmarken-
diebſtähle au worden. Es handelt ſich um Stempel-
marken im Geſamtwerte von 783 700 Mark. Die Marken
wurden in feſten Papierumſchlägen, die in offen ſtehenden
Schränken lagen und am Tage jedem zugänglich waren, auf
bewahri. Der Dieb hat die untere Seite der Umſchläge auf

ken, eine Unmenge von Marken herausgenommen, da-
wertloſes Popier hineingeſteckt und die Schnittfläche wiede:

Von dem oder den Tätern fehlt noch jade Spur,

ks wirt
berichtet un
be

vom Zuckermarkt
Magdeburger Mitarbeiter: re

ſteht die Gefahr, daß ſich der Uebergang zur freien Wirtſchaft
nicht in den Formen vollziehen wird, wie es ſowohl im Intereſſe
unſerer Volksverſorgung als auch der Zuckerinduſtrie wünſchens
wert wäre. Eine Sondergruppe mit dem Jntereſſenkreiſe derreren Genthin an der Spitze beadſicht t, ihre eigenen

ege zu gehen und e ert dadurch den Abſchluß des Shn-
dikatsvertrages. Durch dieſe Eigenbrödelei wird re wagt
die Feſtlegung einheitlicher Beſtimmungen unmöglich gema
und ein Zuſtand geſchaffen, der unabſehbare Konſequenzen
zeitigen dürfte. Der Grundſatz „Einigkeit macht ſtark ſollte auch
in dieſem Falle Anwendung finden und eine Zerſplitterung auf
alle Fälle vermieden werden. Ob die noch ſchwebenden Verhand-
lungen in dieſem Sinne zu einem günſtigen Ergebnis führen
werden, erſcheint immerhin fraglich. Auf der Tagesordnung
einer erneuten Generalverſammlung des Vereins der deutſchen
Zuckerinduſtrie ſteht die Frage zur Beſchlußfaſſung, ob das Ab-
kommen auch ohne die Oppoſitionspartei, zu der auch einige
kleinere Weißzuckerfabriken gehören, in Kraft treten ſoll. Für
einen ungeſtörten Verlauf der kommenden Kampagne werden die
getroffenen Entſcheidungen von größter Bedeutung ſein.

Die Geſchäftstätigkeit am heimiſchen Verbrauchs
zuckermarkt war in der verfloſſenen Woche nicht beſonders
lebhaft. Die Ablieferungen an die Gemeinden wurden infolge
des Streiks der Transportarbeiter beeinträchtigt. Auch die Ab-
forderungen der zuckerverarbeitenden Induſtrie konnten nicht
vollbefriedigt werden, zumal auch die Vorräte der Raffinerien
ſehr geſichtet ſind. Der neuen Ernte ſieht man nicht beſonders
zuverſichtlich enkgegen, der Mangel an Niederſchlägen läßt es
zweifelhaft erſcheinen, daß der Rückſtand im Wachstum noch aus-
geglichen werden kann. Die durchſchnittlichen Schätzungen lauten
auf 25 bis 26 Millionen Zentner gegen 22 Millionen im Vorjahr,
wobei zu berückſichtigen iſt, daß diesmal eine um 20 Prozent
erhöhte Anbaufläche in Frage kommt. Das Melaſſe-
geſchäft blieb geringfügig, in alter Ernte, die ungefähr mit
73 Mk. bezahlt wurde, iſt kaum noch Angebot im Markte. Für
neue Ernte ſchwankte der Preis zwiſchen 64 bis 65 Mk.

Jn Tſchechien erwartet man eine niedrigere Ernte als
im Vorjahre. Die neuen Rübenpreiſe ſind noch nicht feſtgeſeht,,
auch über die ſonſtigen Beſtimmungen für die Neuregelung der
Zuckerwirtſchaft beſteht noch völlige Ungewißheit. Jm Export-
geſchäft wurden einige Poſten nach England und nach dem be-
ſetzten deutſchen Gebiet ausgeführt. Jn Ungarn dürfte die
vorausſichtliche Ernte gerade zur Deckung des inländiſchen Be
darfes ausreichen.

Die kommende Zuckerernte Frankreichs wird die vor-
jährige kaum überſteigen, die übermäßige Trockenheit hat auch
hier das Wachstum der Rüben verlangſamt. Jm Geſchäfts
verkehr konnten ſich die Preiſe bei mäßigen Umſätzen befeſtigen.
Weiß Nr. 3 wurde bis zu 215 Fr. für 100 Kg. gehandelt.

Am Londoner Zuckermarkt notierten am 7. d. Mts.
Tates cubes 61 ſh 94 bis 62 ſh 8d, Lhyles gelbe Kriſtallzucker
52 ſh 6 d, weſtindiſche Kriſtalle 46 ſh 9 d bis 50 ſh und hollän
diſcher Granulated 28 ſh 6 d, Muscevaden bedangen 38 bis 44 ſh
und amerikaniſcher Granulated 656 ſh.

Jn Amſterdam war die Tendenz ſtill, im Lieferungs
geſchäft bewegten ſich die Notierungen je nach Termin zwiſchen
24, 25 und 29 fl.

Der Newyorker Terminmarkt zeigte kein beſonders
lebhaftes Gepräge. Jn Rohzucker notierte September- Lieferung
2,93 E., Oktober 2,82 C., November 2,71 C. und Dezember
2,61 C. per 1 b. Der Verkehr in prompter Ware blieb Schwan
kungen unterworfen. Die Woche ſchloß für greifbaren Zen-
trifugalzucker mit 4,37 bis 4,86 C., nachdem am vergangenen
Mittwoch ſich der Preis von 4,61 auf 4,50 C. ermäßigt hatte.
Willet Gray ſchätzen die Weltzuckererzeugung für
1920)21 neuerdings auf 328,12 (i. V. 303) Millionen Zentner.

Warsn- und Marktherichte
Berliner Viehmarkt vom 10. September. Auftrieb 3182

Rinder, 950 Kälber, 11 166 Schafe, 8580 Schweine 170 Ziegen,
120 Schweine aus dem Memelgebiet und 478 Bakonier. Preiſe
für 100 Pfund Lebendgewicht: Ochſen 400--725 Mark, Bullen
425-—-650 Ma. k, Kühe 200—-700 Mark, Kälber 500 1600 Mark
Schafe 200—625 Mark, Schweine 900--1425 Mark. Handel bei
Rindern und Schweinen ruhig bei Kälbern glatt, bei Schafen
langſam.

Berliner Fettmarkt vom 10. September. Buiter: Der
Konſum iſt nach wie vor gering. Die beſcheidene Nachfrage er
ſtreckte ſich ausſchließlich auf allerfeinſte, reinſchmeckende Butter,
während mittlere und abweichende Qualitäten nicht unter zu
bringen ſind. Die heutige Notierung iſt: Einſtandspreis per
Pfund und Faß frei Berlin Ia Qualität 27--28 Mk., IIa Quali
tät 20--22 Mk., abfallende 16-18 Mark. Margarine:
Unverändert gute Nachfrage. Schmalz: Während die
Packerforderungen etwas ermäßigt wurden, gingen die aus-
ländiſchen Zahlungsmittel weiter ſcharf in die Höhe, ſo daß im
Zuſammenhang damit die Schmalgpreiſe hier ebenfalls eine
Steigerung erfuhren. Der Umſatz iſt ſchwächer geworden, da
die Kleinhändler mit neuen Käuſen ſich vorläufig abwartend
verhalten. Die heutigen Notierungen ſind: Choice Weſtern Steam
14,50 Mark, Pure Lard in Tierces und Firkins 15,50 Mark
Berliner Bratenſchmalz 15,50 Mark Speck: Die Preiſe ver
folgen ſteigende Tendengz, Nachfrage gut.

Vom Eiermarkt. Die Zufuhren blieben auch in der ver
floſſenen Woche weiter gering. Allgemein wird über eimen
Rückgang der Produktion geklagt und ebenſo läßt die Qualität
der Ware zu wünſchen übrig. Die Preiſe haben ſich nicht weſent
lich verändert, ſind aber weiter ſteigend Jm Großverkehr
notierten pro 1000 Stück am Berliner Markt 1850 -1910 Mark.
Sächſiſcher Markt 1650 1750 Mark, Oldenburger Markt 1850
bis 1900 Mark, Schleſiſcher Markt 1750--1800 Mk., Süddeutſcher
Markt 1600-1650 Mark, Weſtdeutſcher Markt 1950--2050 Mark.

Der Ausweis der Reichsbank vom 7. d. M. zeigt im weſent-
lichen das für die erſte Monatswoche übliche Bild. Die geſamte
Kapitalanlage iſt nach Befriedigung der ſtarken Ultimo-
anſprüche der Vorwoche wieder zurückgegangen, wenn auch die
Abnahme um 3570,7 Millionen Mark auf 81 741,7 Millionen Mark
an die außerordentliche Belaſtung der Vorwoche nicht heranreicht.
Die bankmäßige Deckung allein genommen hat ſich um 3580,8
Millionen Mark auf 81 466,1 Millionen Mark vermindert. Auf
der andern Seite erfuhren auch die Konten der fremden Gelder
einen Rückgang, der hauptſächlich mit der eingetretenen Ent
laſtung der Anlage und mit neuen Abflüſſen von Zahlungsmitteln
im Zuſammenhang ſteht. Die fremden Gelder ermäßigten ſich
um 4 131,8 Millionen Mark auf 9517,8 Millionen Mark. Der
Banknotenumlauf zeigt ein weiteres Anwachſen um 654.8
Millionen Mark auf 80 727,5 Millionen Mark. An Darlehns-
kaſſenſcheinen ſind 44,1 Millionen Mark in die Kaſſen der Bank
zurückgelangt, ſo daß der Umlauf an Darlehnskaſſenſcheinen am
7. d. Mts. 7 792,8 Millionen Mark betrug. Somit beziffert ſich
die Vermehrung des Umlaufs an beiden Geldzeichen zuſammen
auf 610,7 Millionen Mark, gegenüber 388,1 Millionen Mark in
der Vergleichswoche des Jahres 1920. Die Darlehnskaſſen hatten
in der Berichtswoche geringfügige Darlehnsanſprüche zu be-
friedigen. Die Summe der ausſtehenden Darlehen hat ſich um
82 Millionen Mark auf 10 947,6 Millionen Mark exhöht. Da die

und darüber.

Datkehnskaſſen einen der Zunahme der Ausleihungen em.
nden Betrag an Darlehnskaſſenſcheinen an die er

abführten, ſo ſind die eigenen Beſtände der Bank an
kaſſenſcheinen unter Berückſichtigung der

ſpre

aftlicher Teil
Reichsbank
Darlehns-

erwähnten aus dem Ver.
kehr aufgenommenen Beträge um 76,1 Millionen Mk. auf 3034,7
Millionen Mark geſtiegen.

Berliner Börsenberichte
Geld und Deviſenmarkt. Berlin, 12. September. Der

Zinsſatz für tägliches Geld hält ſich auf 424 Progent. Der ſeb.
e in Handel und Jnduſtrie hat die Geldflüſſig-
eit bisher nicht zu beeinträchtigen vermocht. Die panikartige

Verſchlechterung, die unſere Valuta während der Börſen,
ruhetage erfahren hat, ſetzte ſich in beſchleunigtem Tempo fort,
Drohungen der franzöſiſchen Zeitungen mit der Beſetzung dez
Ruhrreviers im Falle eines Staatsbankerotts Deutſchlands ver
anlaßten im Auslande ein dringendes An

Preisſteigerun
Wechſel zur Folge haben mußte.
das entſprechende en der

gebot von Marknoten,

e er fremdenäufe, die in der Deviſe
Holland ſtattfanden, wurden mit der Rückzahlung kurzfriſtiger
deutſcher Kredite in Verbindun gebracht. uch verlautete von
ſtarkem Deviſenbedarf zur Bezahlung ausländiſcher Rohſtoffe und
Lebensmittel. Dollarnoten ſtiegen auf 103 bis 1045, rumä
niſche Lei 9638, öſterreichiſche Noten 7,90, KosciuskoNoten 2,7234
Um 1125 Uhr wurden genannt: Holland 3320, London 865,
Kabel New-York 10435, Paris 765, Schweiz 1820.

Börſenſtimmungsbild. Berlin, 12. September. Von den
Zeitungen veröffentlichte Warnungen gegen die Gefahr einer
übertriebenen Börſenſpekulation haben bei dem Privatpublikum
offenbar ihre Wirkung nicht verfehlt. Heute überwog bei Beginn
das Angebot entſchieden, was die Kursbewegung unregelmaßig
eſtaltete und zum Teil beträchtliche Kurseinbußen zur Folgehatte. Beſonders litten in letzter Zeit vornehmlich in die Höhe

getriebene Werte. Es verloren Thale etwa 100, Gelſenkirchen
mehr als 50, Akkumulatoren 48, AngloKontinental 83, A. E.
27, Bergmann 35, AugsburgNürnberger Maſchinen 50 Prozent.
Nach Erledigun des erſten Verkaufsandranges trat aber bei
ruhigerem Geſchäft unter Schwankungen eine Befeſtigun ein,
was in Zuſammenhang mit dem Anziehen der Deviſenkurſe ge
bracht wurde. Durchweg feſte Haltung bekundeten oberſchleſiſche
Werte, von denen Oberſchleſiſche Eiſenbahnbedarf im Verlaufe
um 70, Oberſchleſiſche Eiſeninduſtrie 86, Kattowitzer 30 Prozent
ſtiegen. Laurahütte ſchwächten ſich dagegen ab, Schiffahrts-
aktien waren gleichfalls gedrückt.
nungskäufen beträchtlichen Nutzen in Erwartung hoher
ergebniſſe wegen des ausgedehnten Börſengeſchäfts.
höhungen betrugen bei Berliner Handelsgeſellſchaft 86, Commerz
bank 28, Darmſtädter Bank 45, Deutſche Bank 40 Prozent.
Valutawerte

Bankaktien zogen aus Mei
t

wurden wegen der Steigerung der Deviſenkurſe
meiſt beträchtlich höher bezahlt, Mexikaniſche Anleihen 100 Proz

Canada Aktien gewannen 60 Prozent. Jn Kolo
nialwerten war die Kursbewegung aber nicht gleichmäßig. Be
merkenswert war der Rückgang der SchantungbahnAktien um
53 Prozent. Am Anlagemarkt war die Kursbewegung im allge
meinen geringfügig. Oeſterreichiſche und Ungariſche Anleihen
waren ſchwächer.
Materialknappheit.

Deviſen ſtiegen hauptſächlich wegen der

Berliner Produktenmarktpreise.
Berlin, 12. Septemboer,

Nichtamtliche Raubfutter-Notieruvgen:
Weizen und Roggenstroh drabtgepreßt 18--19.
Haferstroh drahtgepreßt 21--23, Stroh seilgebündelt 15i,
Langstroh seilgebündelt 18--19,
Wiesenheu, u und trocken, 64--72, geszund und

trocken,
Produktenbericht

markt wirkte die weitere D.
feſtigend. Für Weizen wurde
marktpreis von den heutigen Preiſen für

60, Kleeheu 81--86, alles ab Stationen.
Berlin, 12. September. Am Produkten

rung des Dollarkurjes ſtark be
uſt angeregt, weil der Welt

inländiſche Ware
ſtark abzweigt. Das Angebot von Weizen war gering bei höheren
Forderungen.,
Mark.

Roggen gewan n bei mäßigen Umſätzen einige

Gerſte hatte ruhiges Geſchäft bei hochgehaltemen Preis
forderungen. Hafer ſtellte ſich eher teurer, obwohl ſich die Käufer
ziemlich vorſichtig gzeigten.
deutſchen Valuta außerordentli

Preiſe an. Erbſien

feſt.
Raws

Mais war wegen des Rückganges der
Für Mehl wurden höhere

Preiſe verlangt. Kleie ſtellte ſich etwas feſter.
ewannen feſtere Haltung. Für Peluſchken

zog im

und Ackerbohnen wollen die Käufer nicht über Haferpreiſe an
legen. Oelkuchen und andere Futterſtoffe blieben feſt.

Devisen-Notierungen
Geld Brief

Amsterd.-Rottd. 3346.65 3353, 35
Brüss.-Anftwerp. 761,70 763,30
Christiania 1368.60 1371.40
Kopenhagen 188.15 1841.85
Stockholm 2257.70 2262,30
Helsingfors 130, 130.30
Italien 449,55 450.45
London 394,10 394.90NewYork 105,39 105,61

Berlin, 12, Sept.
Geld Brief

Paris 772. 77380Schweiz 1835,65 1839Spanien 1408, 1411.75
Oesterr. abgest. 10.53 10,57
rag 127.10 12740

Budapest 23.37 23,43
Poln. Mark 272

Berliner Metalinotierungen.
Berlin, 12. Sept.

Raffinade- Kupfer 99--99,3
25752625

Orig.-Hütten-Weichblei 940,950
Orig.-Hütten-Rohzink

im freien Verkehr 730/750
Remelted-Platten-Zink 13750
Orig. -Hütten Alumin. 98-990

(in gekerbten Bwwekoh e

(in W alz-
draht od. Drahtbarren)6200/6300

Leipziger Notierungen

Preise für 100 kg in Mark.

Zinn t wenHüttenzinnimind. 999)0 5400 /5600
Reinnickel (98-9900)
Antimon (Regulus)
Süber in Barren, ca

2005300
975

900 fein
1890/1910für 1 kgPlektroiytkupfer p. 100 kg 2907

Original-Hütten-Rohbzink
ab obersechl. Hütte

Preis des Linkhüttenrerbandes 90

Leipzig, den 12. Sept.

Chemnitzer Bank-
x, v yv tie 250,eipziger othe-an 165,Mitteldeutsche

Privatbank
Cröllwitzer Papierf. 65,Glauziger 2uckerfbr. 1001,
Gr. Leipziger

Straßenbahn 5.50Hallesche Z2uckerraft.j 710,
Portland-zement 522,Hugo Schneider,

Paunsdorf 4980.,Körbisdorfer 2ukerf. 750,
Leipziger Kamm-

garnspinnerei. 990.

Leipziger Malzfabrik
Mansfelder Kuxe.
Oelsnitzer Kuxe
Pittler, Leipzig.
Prehlitzer Stamm-A.

Prioritäts- Akt.

Riebeckbier
do. Vo aktienRositzer Zuckerfabr.

Rudelsburger
Zementfabrik

Sachsenwerk
Sondermann gtier
Stöhr Co.Zimmermann, Halle
Zimmermann. Chemnitz

Kein Kurszettel. Jnfolge des Berliner Elektrizität
arbeiterſtreiks und der
zettel nicht erſcheinen.

Verkehrsſtockung kann der

Hauptſchriftleiter Helmut Böttcher.Verantwortlich für Politik Helmut Böttcher; ſur politiſche Nathrichles
Ernſt Meſſerſſchmidt; für Voltswirtſchaft, Provinz u. Sport Hans Heilins
für den lokalen Teil und Kommunalpolitil: Erich Se llheim; für Kunſt, Eiſen

ſchaft und Unterhaltung i. V.: Lothar Heberer. Für den A
Paul Keeſten, ſämtlich in Halle a. S.Otto Thiel e, Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, dale o
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